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Dänemark will schärfer gegen Parallelgesellschaften vorgehen. Die Regierung plant dazu, 
den Ausländeranteil in manchen Gegenden zu begrenzen, notfalls mit Umsiedlungen. 

Zwangsumsiedlungen, die Erfassung von „nicht westlichen" Migranten, ein Getto-Gesetz - 
und das in Dänemark, einem liberalen Staat. Wer nur diese Schlagworte hört, mag das für 
unvereinbar halten. Wer aber die Realität dahinter kennt, sollte anders darüber denken. 

Die Realität, das sind Stadtviertel, in denen sich über Jahre und Jahrzehnte Probleme 
aufgestaut haben: Arbeitslosigkeit, Armut, Parallelgesellschaften, Kriminalität und das 
Regiment von Banden. 

In den Banlieus der französischen Metropolen kann die Polizei der Kriminalität kaum noch 
etwas entgegensetzen. Hierzulande mag es noch nicht so schlimm sein, aber auch im 
Kleinbasel gibt es Quartiere, in denen sich bei Routinekontrollen oder Festnahmen 
Angehörige zusammenrotten, um Polizisten anzugreifen, gipfelnd in dem Schlachtruf: „Haut 
ab, das ist unsere Strasse!". 

Die Regierung wird gebeten zu prüfen, wie es ermöglicht werden kann, dass das Kleinbasel 
wieder sicherer wird. Konkret: dass die Polizei vermehrt in sogenannten Problem-Vierteln 
anwesend ist, wie in Kleinhüningen oder Klybeck. 
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